
eine Ausbildung garantiert ist, die dem Niveau der an öffentli­
chen Schulen gegebenen Ausbildungen entspricht.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Minister, ist eine weitere Anfrage erlaubt?

(Prof. Dr. Meyer: Ja)

Clemens (CDU/DA):

Zu §7 habe ich ebenfalls eine Anfrage. Wäre es nicht notwen­
dig, gerade das Wort „Schulgeld“, das ja in der DDR bisher un­
üblich ist, bei der Finanzierung mit zu nennen? Der alleinige 
Hinweis auf die soziale Gleichstellung würde wohl nicht ausrei­
chen.

Die zweite Frage ist: Ist bei der Rückerstattung durch die 
Kommunen - das steht im §7 Abs. 3 - daran gedacht, daß die 
Kommunen über die entsprechenden Ministerien der Länder 
bzw. über das Ministerium der Republik dieses zurückerstattet 
bekommen?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Wir müssen die Haushaltssicherungen über die für den Ge­
samtbereich der Bildung im Staatshaushalt vorgesehenen Be­
träge garantieren. Das ist der entscheidende Punkt. Sie wissen 
das natürlich; Sie werden davon gehört haben, daß ursprüng­
lich ja die Hoffnung bestand, eine weitergehende Sicherung 
durchzuführen. Das ist bei unserer derzeitigen Haushaltslage 

1—' nicht möglich, und deswegen ist die Formulierung jetzt offener 
gehalten, da wir dies nur für einen Teil werden ermöglichen 
können. Zugleich appellieren wir an Freunde der Schule in 
freier Trägerschaft, daß sie hier helfend mit eingreifen. Denn 
wir können es bei unserer angestrengten Finanzlage natürlich 
nicht zu Lasten des öffentlichen Schulwesens tun.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Herr Minister, noch drei weitere Anfragen?

Frau Stolfa (PDS):

Herr Minister, wie wollen Sie ausschließen, daß entspre­
chend §5 eine Sonderung der Schüler nach Besitzverhältnissen 
nicht erfolgt? Ich schließe mich dem, was mein Vorredner 
sagte, in der Fragestellung in etwa an. Es müßte hier meiner 
Meinung nach eine gesetzliche Sicherung eingebaut werden, 
die das ausschließt. Hier hat es ja mehr Empfehlungscharakter.

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Nein, das ist wohl ein Mißverständnis. Es ist ein Kriterium, 
das bei der Zulassung und natürlich auch bei der Kontrolle der 
Schulen in freier Trägerschaft zu beachten ist.

(Zuruf bei der PDS: Aber wie?)

Indem die Voraussetzungen für die Genehmigung von Schu­
len in freier Trägerschaft daraufhin geprüft werden - also die 
Unterlagen, die einzureichen sind -, daß eine Sonderung, die 
ausdrücklich hier ausgeschlossen ist, nämlich eine Sonderung 
nach den Einkommensverhältnissen der Eltern, ausgeschlos­
sen wird.

Es gibt ja, das darf ich noch sagen, auf dem Gebiet einen rei­
chen Erfahrungsschatz, und wir werden uns darüber einig sein, 
daß Schulen in freier Trägerschaft darin ihre Berechtigung fin­
den, daß sie ein von Eltern und Schülern jeweils besonders ge­
wünschtes Profil in der Bildung zum Ausdruck bringen kön­
nen, also entweder, indem man einem ganz bestimmten Päd­
agogikkonzept folgt oder indem in besonderer Weise konfessio­
nelle oder weltanschauliche Anliegen mit bei der Bildung ver­
treten werden. Dies ist doch sozusagen der Berechtigungs­
grund für Schulen in freier Trägerschaft. Dies wird ausdrück­
lich anerkannt, und es wird als ein Grund für Schulen in freier 
Trägerschaft ausdrücklich ausgeschlossen, daß es zu einer so­
zialen Sonderung kommt.

Und die Genehmigung hat sich daran zu orientieren, ob si­
chergestellt ist, daß eine solche Sonderung nicht erfolgt.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Und die vorletzte Frage!

Dorias (CDU/DA):

Herr Minister! Könnten Sie mir beipflichten, wenn ich er­
hoffe, daß Schulen in freier Trägerschaft nicht nur die Bil­
dungslandschaft verbessern, sondern eine gesunde Konkur­
renz der Schulen untereinander und die damit verbundene 
Werbung um den Schüler, die Qualität der Lehrerschaft positiv 
beeinflußt?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Ich bin da völlig Ihrer Meinung. Ich meine, wir sollten auch 
bei der künftigen Gestaltung des öffentlichen Schulwesens, die 
ja im wesentlichen in der Länderkompetenz liegen wird, darauf 
achten, daß auch öffentliche Schulen überlappend Schulbezirke 
haben, so daß auch öffentliche Schulen ein eigenes Profil ent­
wickeln und miteinander kooperieren können. Das ist sicher­
lich im Interesse von Qualität und Leistung.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:
Und die letzte Frage bitte.

Frau Zschoche (PDS):

Herr Minister! Meinen Sie nicht, daß es neben dem Alterna­
tivangebot noch eine andere Möglichkeit gibt, als die, von der 
kostbaren Errungenschaft wegzukommen, Schulgeldfreiheit 
beizubehalten?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Ich nehme an, Sie zielen auf die gleiche Anfrage hin wie der 
Kollege von der CDU. Ich muß nur sagen: Wenn wir Schulen in 
freier Trägerschaft zulassen, dann kann dies nicht zu Lasten öf­
fentlicher Schulen gehen. Ich glaube, darüber sind wir uns ei­
nig. Hätten wir die finanziellen Voraussetzungen, dann würden 
wir gern unserem ursprünglichen Ansatz folgen und eine völ­
lige Erstattung vorsehen. Das ist aber unrealistisch. Also müs­
sen wir unter den derzeitigen Umständen sicherlich auch die 
Möglichkeit eröffnen für Eltern, die dies in jedem Fall möchten, 
auch, wenn Sie so wollen, sich selbst ein entsprechendes Opfer 
aufzuerlegen. Die andere Alternative wäre ja doch schlicht und 
einfach, daß wir von unserem politischen Ziel, Schulen in freier 
Trägerschaft zuzulassen, Abstand nehmen, weil wir derzeit 
nicht die notwendigen guten finanziellen Rahmenbedingungen 
haben. Dies würde ich wiederum nicht für vertretbar halten.

Frau Zschoche (PDS):

Aber, Herr Minister, die gegenwärtigen sozialen Bedingun­
gen sprechen wirklich dafür, daß hier privilegierte Kinder hin­
kommen, auch wenn das Schulgeld gestaffelt wird. Das wird 
nicht auszuschließen sein.

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:
Ich kann Ihnen versichern, daß wir mit aller Energie dage­

gensteuern. Wenn ich mir die Initiativgruppen für Schulen in 
freier Trägerschaft ansehe - wie auch die bisherigen Erfahrun­
gen; es gibt ja in diesem Lande eine einzige Erfahrung mit ei­
ner Schule in konfessioneller Trägerschaft -, ist es meine Über­
zeugung, daß es auch im ureigenen Interesse der Schulen in 
freier Trägerschaft ist, alles zu tun, um den Eindruck zu ver­
meiden, gar keine Ursache für den Eindruck aufkommen zu 
lassen, als wolle man damit eine soziale Elite heranführen. Dies 
ist nach meiner Überzeugung im ureigenen Interesse der Schu­
len in freier Trägerschaft; denn das würde das soziale Ansehen 
der Schulen erheblich beschädigen.

(Schwacher Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke Herrn Minister und eröffne die gemeinsame Aus­
sprache. Wie Sie wissen, hat jede Fraktion bis zu 10 Minuten. 
Es sind in fast allen Fraktionen zwei Redner benannt, so daß 
sich die Abgeordneten die Zeit einteilen sollten.

Zunächst hat das Wort der Abgeordnete Seeger von der Frak­
tion DBD/DFD.
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